Deutscher Bundestag 

5. Wahlperiode 


Drucksache V/38 


Mttndlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

5. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 24. November 1965 

6. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 25. November 1965 

7. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 26. November 1965 

I. Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. L Abgeordneter Wird die in Bad Godesberg erscheinende Zei- 
MatthÖfer tung „La voz de los espanoles en centro 

europa" von der Bundesregierung aus Steuer- 
mitteln unterstützt? 

I. 2. Abgeordneter Welche Fortschritte sind bei den jüngsten 
Dr. Mommer Besprechungen mit dem französischen Infor- 

mationsminister Peyrefitte in Richtung auf ein 
einheitliches europäisches Farbfernsehsystem 
erreicht worden? 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

IL 1. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Lemper die Bestrafung von Trieb Verbrechern, entspre- 

chend der Schwere des Verbrechens, zu ver- 
schärfen? 

IL 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen glaubt die Bundesregie- 
Dr. Huys rung ergreifen zu können, um der großen Be- 

unruhigung der Bevölkerung wegen der zu- 
nehmenden Triebverbrechen an Kindern Herr 
zu werden, die z. B. im Wahlkreis Lüneburg- 
Lüchow-Dannenberg herrscht? 

III. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Familie und Jugend 

Abgeordneter Wie will die Bundesregierung der Tatsache 

Dr. Müller Rechnung tragen, daß die Mehrheit der spa- 

(München) nischen Jugend in Opposition zu den falan- 

gistischen Jugendorganisationen steht, wenn 
sie für Mai 1966 falangistische Jugendführer 
in die Bundesrepublik Deutschland einlädt und 
dadurch die Verständigung zwischen der spa- 
nischen und der deutschen Jugend fördern 
will? 


Drude: Budidrudcerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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IV. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


IV. 1. Abgeordneter Welchen Beitrag beabsichtigt die Bundesre- 
Kahn-Ackermann gierung zur Erhaltung der Amerika-Häuser in 
Darmstadt, Kassel, Koblenz, Marburg und Re- 
gensburg zu leisten? 


IV. 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen haben die Bundesregie- 
Kahn-Ackermann rung und das Auswärtige Amt ergriffen, um 
dem am 24. Februar 1965 vom Bundestag an- 
genommenen Antrag — Drucksache IV/2888 — 
nachzukommen, wonach es der Bundestag für 
notwendig hält, den Umfang der Kulturarbeit 
im Ausland abzustecken und im kommenden 
Haushalt für ausreichende finanzielle und per- 
sonelle Ausstattung sowie dafür zu sorgen, 
daß unter keinen Umständen mühsam errich- 
tete Institutionen wieder abgebaut werden? 


IV. 3. Abgeordneter Wie ist der Stand der abschließenden parla- 
Biechele mentarischen Behandlung der am 23. Novem- 

ber 1964 Unterzeichneten Verträge über die 
Einbeziahung der Gemeinde Büsingen in das 
schweizerische Zollgebiet und über die Berei- 
nigung der Grenze im Abschnitt Konstanz — 
Neuhausen am Rheinfall in den gesetzgeben- 
den Körperschaften der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweiz? 


IV. 4. Abgeordneter Welche Mittel hat die Bundesregierung in den 
Kahn-Ackermann Kulturetat des Auswärtigen Amts für 1966 
eingeplant, um jene Bestimmungen des am 
22. Oktober 1965 mit Portugal geschlossenen 
Kulturabkommens erfüllen zu können, die 
dem Wortlaut nach eine Erweiterung des Kul- 
turetats des Auswärtigen Amts mit sich 
bringen? 


IV. 5. Abgeordneter Welche Darstellung kann die Bundesregierung 
Dr. Mommer dem Bundestag von den Vorgängen geben, 

die zum Ausscheiden von Legationsrat Graf 
Huyn aus der Politischen Abteilung des Aus- 
wärtigen Amts und zu seinem Wechsel zu 
der Stellung eines persönlichen Referenten 
des Vorsitzenden der CSU geführt haben? 


rV. 6. Abgeordneter Zu welchen Ergebnissen haben die Untersu- 
Dr. Mommer chungen im Auswärtigen Amt über die Quelle 

der Informationen des „Rheinischen Merkur" 
vom 9. Juli 1965 über geheime Untersuchun- 
gen des Auswärtigen Amts zur Berlin-Klausel 
geführt? 


IV. 7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Hein ein Bundesbeamter sich des Bruchs der Amts- 

verschwiegenheit gemäß § 61 BBG und damit 
eines Dienstvergehens schuldig macht, wenn 
er Angelegenheiten, die ihm bei seiner dienst- 
lichen Tätigkeit bekanntgeworden sind, an 
Mitglieder des zuständigen Fachausschusses 
des Deutschen Bundestages weitergibt? 
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IV. 8. Abgeordneter Trifft es zu, daß Graf Huyn seinen mit einem 
Dr. Hein „Gewissensnotstand" motivierten Antrag auf 

Entlassung aus dem Bundesdienst erst vor- 
legte, als er aufgrund von Vorermittlungen 
oder aufgrund einer Mitteilung des Leiters 
der Personalabteilung damit rechnen mußte, 
daß gegen ihn ein Disziplinarverfahren ein- 
geleitet werden würde? 

War der Bundeskanzler über die Erwägungen, 
im Auswärtigen Amt, „das Instrument der 
Konsultationen mit Großbritannien zu nut- 
zen", unterrichtet? 

IV. 10. Abgeordneter Ist es richtig, daß deutsche Reiseomnibusse 
Dr. Eppler die französische Grenze zwischen 22.00 Uhr 

und 5.00 Uhr nicht passieren dürfen? 

IV. 11. Abgeordneter Hat der Bundesaußenminister während seines 
Dr. Schulz letzten Aufenthaltes in Paris irgendwelche 

(Berlin) Anhaltspunkte dafür gewonnen, daß Frank- 

reich bereit sein wird, in den Ministerrat der 
EWG zurückzukehren, ohne hierfür Bedingun- 
gen zu stellen, die die weitere Existenz der 
Gemeinschaft gefährden? 

Trifft es zu, daß die israelische Regierung 
darum bemüht ist, über ihre Botschaft in Bu- 
dapest Angriffe einer ungarischen Zeitung 
gegen den stellvertretenden deutschen Bot- 
schafter in Israel, Alexander Török, wegen 
dessen politischer Vergangenheit im Dritten 
Reich auf ihre Richtigkeit zu überprüfen? 

IV. 13. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mel- 
Dr. Dr. Heinemann düng der Washington Post vom 13. Novem- 
ber d. J. über eine Äußerung des französischen 
Informationsministers Peyrefitte, die Entfüh- 
rung Argouds aus Deutschland sei — im Ver- 
gleich zur Entführung Ben Berkas in Frank- 
reich — ein Sonderfall, da sie sich in der 
französischen Zone Deutschlands abgespielt 
habe? 

Ist die Bunderegierung bereit, juristische Re- 
ferendare im Rahmen ihrer Ausbildung auch 
in Dienststellen des Auswärtigen Amts im 
Inland oder Ausland zu beschäftigen? 

IV. 15. Abgeordneter Bis wann wird die Bundesregierung gemäß 
Dr. Müller-Emmert dem Beschluß des Bundestages vom 23. Juni 
1965 (Drucksache IV/3501) mit den Vertrags- 
partnern des NATO-Truppenstatuts und seiner 
Zusatzvereinbarungen Verhandlungen mit 
dem Ziele aufnehmen, die Souveränität auch 
hinsichtlich der Rechtsstellung der bei den 
Alliierten Beschäftigten herzustellen? 


IV. 14. Abgeordneter 
Sänger 


IV. 12. Abgeordneter 
Dr. Schulz 
(Berlin) 


IV. 9. Abgeordneter 

Dr. Hein 


3 



Drucksache V/38 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

V. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den im Aus- 
Gewandt *) land lebenden Deutschen das Wahlrecht zu 

gewähren? 

V. 2. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig und 

Dröscher mit den heutigen Zielen der Familienpolitik 

im Einklang stehend, daß für Kinder von Be- 
amten kein Kinderzuschlag gezahlt wird, wenn 
sie eine Ehe eingehen, obwohl sie infolge 
eines Studiums weiterhin in wirtschaftlicher 
Abhängigkeit von ihren Eltern bleiben und 
für Ledige Anspruch auf den Kinderzuschlag 
bestünde? 

V. 3. Abgeordneter Um wieviel Prozent erhöhen sich die von Aus- 
Matthöfer ländern zu entrichtenden Gebühren für die 

Aufenthaltserlaubnis nach der Neufestsetzung 
durch die „Gebührenverordnung zum Auslän- 
dergesetz" vom 10. September 1965? 

V. 4. Abgeordneter Welche Auflagen können den Banken und 

Dr. Huys *) Sparkassen gemacht werden, um der erschrek- 

kend hohen Zunahme der Raubüberfälle ent- 
gegenzuwirken? 

V. 5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, aus wel- 
Dr. Aigner *) chen Personen sich der Förderkreis Kulturzen- 

trum e. V. Berlin zusammensetzt? 

V 6. Abgeordneter Hat der in Frage V/5 genannte Förderkreis 
Dr. Aigner *) entweder unmittelbar oder mittelbar über den 

Berliner Haushalt Bundesmittel erhalten? 

V. 7. Abgeordneter Wie hoch sind heute die jährlichen Aufwen- 
Tönjes düngen für die Straßenverkehrssicherheit und 

insbesondere für die Verkehrspolizei? 

V. 8. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung im Ausbau des 
Busse (Herford) Bundeskriminalamtes in Wiesbaden und einer 
eventuellen Kompetenzverstärkung dieses 
Amtes eine Möglichkeit, zur wirksameren Be- 
kämpfung der wachsenden Kriminalität in der 
Bundesrepublik — ■ unter besonderer Berück- 
sichtigung von Triebverbrechen — beizutra- 
gen? 

V. 9. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf- 

Frau grund der verspäteten Herausgabe der Ver- 

Kurlbaum-Beyer ordnung zur Änderung und Ergänzung der 
Verordnung zur Kriegsopferversorgung vom 
3. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 743) die 
Kriegerwaisen einen erheblichen Teil des für 
die Zeit vom 1. April bis 30. September 1965 
gezahlten Schülergeldes im Weihnachtsmonat 
wieder zurückerstatten müssen? 

') FragestelleT hat sich mit schTUtlidier Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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V. 10. Abgeordnete Warum hat die Bundesregierung nicht dafür 

Frau Sorge getragen, daß eine Anrechnung des für 

Kurlbaum-Beyer die Zeit vom 1. April bis 30. September 1965 
gezahlten Schülergeldes unterbleibt, und die 
in Frage V/9 genannte Verordnung rück- 
wirkend in Kraft gesetzt? 

V. 11. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß dem 
Haudc Örtlichen Träger der Sozialhilfe erhebliche fi- 

nanzielle Belastungen bei der Betreuung von 
Behinderten (§ 39 Abs. 1 BSHG) in Tagesein- 
richtungen dadurch entstehen, daß nach § 100 
BSHG der überörtliche Träger der Sozialhilfe 
nur dann zuständig ist, sobald für Behinderte 
eine Unterbringung in einer Anstalt, einem 
Heim oder einer ähnlichen Einrichtung erfor- 
derlich wird? 


V. 12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Hauck die starken finanziellen Belastungen der ört- 

lichen Träger und der freien Vereinigungen 
in einigen Fällen die Weiterführung von be- 
stehenden Einrichtungen für Behinderte ge- 
fährdet ist und in vielen Fällen die Initiative 
für die Schaffung weiterer dringend benötig- 
ter Einrichtungen gehemmt wird? 

V. 13. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, darauf hin- 
Hauck zuwirken, daß § 100 BSHG in der Form er- 

gänzt wird, daß als vergleichbare Hilfen, für 
die der überörtliche Träger zuständig ist, auch 
die Förderung in Sonderkindergärten, in Ta- 
gesbildungsstätten, Anlernwerkstätten und 
beschützenden Werkstätten angesehen wird? 


VL Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

VI. 1. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Dar- 
Strohmayr Stellung des Vorsitzenden des Bundes der 

Steuerbeamten, daß etwa zwei Drittel der 
Vollziehungsbeamten der Finanzämter sich 
fast ausschließlich damit beschäftigt, die Kraft- 
fahrzeugsteuer zwangsweise einzuziehen? 

VI. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auch 
Strohmayr der Staatsminister der Finanzen des Freistaats 

Bayern bestätigt hat, bei den bayerischen 
Oberfinanzdirektionen erscheine der Personal- 
aufwand bei der Kraftfahrzeugsteuer „ver- 
hältnismäßig hoch''? 

VL 3. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, Neuregelungen 
Strohmayr bei der Kraftfahrzeugsteuer vorzuschlagen, 

vor allem im Hinblick auf die Erhebungszeit- 
räume? 


5 



Drudisaciie V /38 Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


VI. 4. Abgeordneter 
Arndt (Berlin) *) 


VI. 5. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


VI. 6. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 


VI. 7. Abgeordneter 
Haar (Stuttgart) 


VI. 8. Abgeordneter 

Seibert 


VI. 9. Abgeordneter 
Biechele 


VI. 10. Abgeordneter 
Biechele 


Wie erklärt es sich, daß die vierteljährlichen 
Nachweise über die Bundesfinanzen (Fp/3 — 
Vw 1110) noch nicht einmal für das erste 
Quartal 1965 veröffentlicht wurden, während 
sie in den letzten Jahren im September oder 
Oktober bereits für das zweite Quartal publi- 
ziert werden konnten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Erwerb von Grundstücken seitens des 
Bundes für vom Bundestag noch nicht 
beschlossene Neubauten mit einer Kaufsumme 
von fast 100 Millionen DM einschließlich der 
Veriegungskosten für das Wasserwerk und 
den Sportplatz der Gronau nicht nur im Hin- 
blick auf die Haushaltslage problematisch ist, 
sondern darüber hinaus auch durch die Höhe 
des insgesamt dafür zu zahlenden qm-Preises 
von 700 DM im Widerspruch steht zu der vom 
Bund bekämpften Grund- und Bodenspekula- 
tion? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in unter- 
schiedlicher Auslegung der durch das Elfte 
Änderungsgesetz vom 16. August 1961 geän- 
derten bzw. neu eingefügten Ziffern 14 und 24 
des § 4 des Umsatzsteuergesetzes verschiede- 
ne Volkshochschulen zur Umsatzsteuerveran- 
lagung, teilweise unter Androhung eines Er- 
zwingungsgeldes, aufgefordert wurden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, noch vor 
der Harmonisierung der Kraftfahrzeugsteuern 
im Gemeinsamen Markt die Sätze der deut- 
schen Kraftfahrzeugsteuer zu erhöhen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, zur Siche- 
rung des Verkehrswegebaus in den Gemein- 
den die Mineralölsteuer zu erhöhen und die 
Gemeinden an dem damit verbundenen zu- 
sätzlichen Steueraufkommen entsprechend zu 
beteiligen? 

Liegen verbindliche Ergebnisse über jene Ver- 
suche zur Vermeidung von Gesundheitsschä- 
den durch Auspuffgase vor, die beim Zollamt 
Konstanz — Kreuzlinger Tor mit Absaugeein- 
richtungen im Sommer 1965 durchgeführt wor- 
den sind? 

Welche Ergebnisse sind bei der Erprobung der 
Kohlenmonoxyd-Kontrollplaketten bei den 
Landstraßenzollämtern festgestellt worden 
(vgl. Fragestunde der 193. Sitzung der 4. Wahl- 
periode des Deutschen Bundestages vom 
25. Juni 1965)? 


Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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VL 11. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(Honnef) 


VI. 12, Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(Honnef) 


VL 13. Abgeordneter 
Ertl 


VL 14. Abgeordneter 

Dr, Sdimidt 
(Wuppertal) 


VL 15. Abgeordneter 
Folger 


VL 16. Abgeordneter 
Folger 


VL 17. Abgeordneter 
Genscher 


VL 18. Abgeordneter 
Genscher 


Ist die Bundesregierung bereit, die Regelung 
des § 14 Kraftfahrzeugsteuergesetz zu ändern, 
wonach bei Besitzwechsel oder Stillegung des 
Kraftfahrzeuges die überzahlte Kraftfahrzeug- 
steuer nur für volle Monate erstattet, in jedem 
Falle aber ein Betrag von 5 DM einbehalten 
wird? 

Trifft es zu, daß die Berechnung der Steuer 
für den gesamten überzahlten Zeitraum und 
die Erstattung dieses Betrages bei dem heute 
weitgehend üblichen maschinellen Verfahren 
gegenüber der Regelung des § 14 Kraftfahr- 
zeugsteuergesetz keine Mehraufwendungen 
der Verwaltung und auch keine höheren 
Kosten verursacht? 

Treffen Meldungen zu, wonach bei der letzten 
Ministerratssitzung der Fünf in Brüssel eine 
Einigung über die Agrarfinanzierung erzielt 
wurde? 

Ist es mit recht verstandener Mittelstandspo- 
litik noch vereinbar, die mehr oder weniger 
im Schatten der Wirtschaftsentwicklung ste- 
henden Hausgewerbetreibenden der Band- 
weberei, die arbeits- und versicherungsrecht- 
lich als arbeitnehmerähnliche Personen behan- 
delt werden, steuerrechtlich als Gewerbetrei- 
bende anzusehen, insbesondere sie mit dem 
Einzelnachweis der Betriebsausgaben zu be- 
lasten mit dem Ergebnis, daß die Aufrechter- 
haltung eines bescheidenen Grades von Selb- 
ständigkeit gegenüber dem reinen Arbeitneh- 
mer nicht mehr sinnvoll erscheint? 

Ist die Bunderegierung sicher, daß die Erhe- 
bung der Sektsteuer in der bisherigen Form 
lückenlos möglich ist? 

Würde bei einer Erhebung der Sektsteuer 
durch Banderolen, wie bei Tabakwaren, mit 
einem besseren Ergebnis zu rechnen sein? 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
auf Grund eines Ländererlasses in Zukunft 
bei der Bewertung von Halb- und Fertigfa- 
brikaten nicht nur die Herstellungskosten, 
sondern auch Verwaltungskosten, Pensions- 
und Sozialleistungen, Vertriebskosten, Fremd- 
kapitalzinsen und Eigenkapitalzinsen berück- 
sichtigt werden sollen? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch eine Er- 
gänzung der Einkommensteuer- und Lohn- 
steuerdurchführungsverordnung dafür zu sor- 
gen, daß die Unterstellkosten für Kraftfahr- 
zeuge in Parkhäusern etc. in der Nähe des 
Arbeitsplatzes als Werbungskosten aner- 
kannt werden können? 
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VL 19. Abgeordneter Wie weit sind die Verhandlungen zur Fest- 
Dr. Marx Stellung der Kosten, die bei einer Verlegung 

(Kaiserslautern) des amerikanischen Schießplatzes in Landstuhl, 
Kreis Kaiserslautern, entstehen würden, ge- 
diehen? 

VI. 20. Abgeordneter Wann ist mit der dringend erforderlichen Ver- 
Dr. Marx iegung des amerikanischen Schießplatzes in 

(Kaiserslautern) Landstuhl, Kreis Kaiserslautern, zu rechnen? 

VI. 21. Abgeordneter Bis wann ist mit dem endgültigen Abschluß 

Dr. Marx der schon sehr lange Zeit laufenden Vertrags- 

(Kaiserslautern) Verhandlungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland (vertreten durch die Vermögens- 
stelle der Bundesregierung in Kaiserslautern) 
und den Gemeinden Elschbach, Kübelberg, 
Miesau, Sand und Schönenberg im Kreise 
Kusel über die jährliche Entschädigung für 
Nutzungen von Forstflächen durch alliierte 
Streitkräfte zu rechnen? 

VI. 22. Abgeordneter Sind die Familien mit in weiterführender Aus- 
Dr. Wuermeling bildung befindlichen Kindern der einzige ge- 
sellschaftliche Bereich, für den die Sparvor- 
schläge der Bundesregierung eine — zudem 
mit steigender Kinderzahl stärkere — Kürzung 
ihres jetzigen regelmäßigen Einkommens vor- 
sehen? 

VL 23. Abgeordneter Warum sollen die Haushalte mit in Ausbil- 
Dr. Wuermeling düng befindlichen Kindern nicht ebenso wie 
alle anderen nur von den sonstigen Sparmaß- 
nahmen betroffen werden, sondern darüber 
hinaus durch eine zusätzliche direkte Kürzung 
ihres jetzigen Einkommens doppelt belastet 
werden? 

VI. 24. Abgeordneter Was veranlaßt die Bundesregierung zu der in 
Dr. Wuermeling Frage VI/23 gekennzeichneten Wendung der 
Familienpolitik gegen die Familien, deren 
große eigene wirtschaftliche Opfer für wei- 
terführende Ausbildung ihrer Kinder entschei- 
dend sind für die Entwicklung des Bildungs- 
standes unseres Volkes? 

VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

VIL 1. Abgeordneter Treffen Informationen zu, nach denen der Be- 
Sänger rieht über die Konzentration in der Wirtschaft, 

der dem 4. Deutschen Bundestag vorgelegt 
wurde (Drucksache IV/2320), ursprünglich auch 
einen Abschnitt über die Konzentration im 
deutschen Pressewesen enthielt oder daß die- 
ser Abschnitt vorbereitet worden war? 

VII. 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen wurden in der Bundes- 

Flämig republik Deutschland getroffen, um zu ver- 

hindern, daß durch mehrstündigen Stromaus- 
fall Millionen von Menschen in ein unbe- 
schreibliches Chaos geraten, wie dies im 
Nordosten der USA in der Nacht vom 9. auf 
den 10. November 1965 geschehen ist? 
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VII. 3. Abgeordneter Wäre auch in der Bundesrepublik ein ähnlicher 
Dr. Tamble totaler Zusammenbruch der Stromversorgung 

möglich, v/ie er sich Anfang November im 
Osten der USA ereignet hat? 

VII. 4. Abgeordneter Stehen dem deutschen Verbundnetz zur Zeit 
Dr. Tamble ausreichende Mengen an Ersatzenergie zur 

Verfügung, falls es zu größeren Ausfällen bei 
wichtigen Kraftwerken kommen sollte? 

VII. 5. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß die In- 

Frau Schanzenbach dustrieansiedlung im badischen Grenzland vor 
allem deshalb Schwierigkeiten bereitet, weil 
das Energieangebot auf der elsässischen Seite 
erheblich günstiger ist? 

VII. 6, Abgeordnete Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 

Frau Schanzenbach darauf hinzuwirken, daß die geplanten neuen 
Stromkraftwerke am Oberrhein die elektrische 
Energie zu gleichen Bedingungen nach Frank- 
reich und in die Bundesrepublik abgeben, also 
nicht mehr einseitig in das Netz der „Electri- 
cite de France"? 

Glaubt die Bundesregierung, daß die Ver- 
ordnung Nr. 156/65 der EWG-Kommission vom 
10. November 1965 betr. Referenzpreise für 
Orangen, die praktisch eine kleine Erzeuger- 
gruppe durch erhebliche Zusatzbelastungen für 
breite Verbraucherschichten zu schützen ver- 
sucht, sich im Einklang mit dem Geist des 
EWG-Vertrages befindet? 

VIIL Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Hält die Bundesregierung eine Ergänzung der 
Vorschriften zur Bekämpfung von Tierseuchen 
hinsichtlich der Nutzfische — wie sie von 
Professor Liebmann in Weilheim angeregt 
wurde - — für angebracht? 

VIIL 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß Roggenmischbrot nicht als 
Schwabe Einpfünder gebacken werden darf? 

VIIL 3. Abgeordneter Trifft es bei Bejahung der Frage VIII/2 zu, 
Schwabe daß hierdurch von vielen Verbrauchern Rog- 

genmischbrot in größeren Einheiten gekauft, 
jedoch häufig nicht auf gebraucht wird? 

VIIL 4. Abgeordneter Sieht sich die Bundesregierung bei Bejahung 

Schwabe der Frage VIII/2 in der Lage, diesen Zustand 

zu ändern? 

VIIL 5. Abgeordneter Wie erklärt es sich die Bundesregierung, daß 
Dröscher aus der im Jahre 1965 zur Verfügung stehen- 

den 1. Tranche der Mittel aus dem Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds der EWG für das 
Jahr 1962/63 das Land Rheinland-Pfalz mit 
seiner stark benachteiligten, schlecht struktu- 


Vlll. 1. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vockenhausen 


VII. 7. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 
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rierten Mittelgebirgslandschaft keinen An- 
teil an den verteilten 10,2 Millionen DM er- 
halten hat, sondern diese ausschließlich nach 
Bayern, Württemberg und Schleswig-Holstein 
geflossen sind? 

VIII. 6. Abgeordneter 
Schmidt 
(Braunschweig) 


VIII. 7. Abgeordnete Trifft es zu, daß die Apfelsinen zu Weihnach- 

Frau Dr. Krips ten wegen der Referenzpreise um 10 bis 20Vo 
teurer werden sollen? 

VIII. 8. Abgeordnete Beabsichtigt die Bundesregierung, Schritte 

Frau Dr. Krips gegen die von der EWG geplanten Referenz- 

preise für Apfelsinen in die Wege zu leiten? 

VIII. 9. Abgeordneter Trifft es zu, daß zahlreiche landwirtschaftliche 
Ertl Betriebe wegen der verspätet erschienenen 

Richtlinien für die Anpassungshilfe nicht frist- 
gerecht ihre Anträge einreichen konnten? 

VIII. 10. Abgeordneter Trifft es zu, daß bereits jetzt keine Mittel 

Ertl mehr für bauliche Maßnahmen in der Land- 

wirtschaft, Aussiedlung und Aufstockung, zur 
Verfügung stehen? 

VIII. 11. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der landwirtschaftlichen, 
Bading nicht zur Alterskasse beitragspflichtigen Be- 

triebsinhaber, die keine sogenannte Anpas- 
sungsbeihilfe beantragt haben? 

VIII. 12. Abgeordneter 
Bading 


Ist es richtig, daß auf Grund des Kabinettsbe- 
schlusses vom 3. August 1965 dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten die restliche Bindungsermächtigung 
in Höhe von 120 Millionen DM zur Verfügung 
gestellt wurde, die für die ländliche Siedlung 
(Kap. 10 02 Tit. 571) im Bundeshaushalt 1965 
vorgesehen war? 

VIII. 14. Abgeordneter Ist es — bei Bejahung der Frage VIII/13 — 
Leukert richtig, daß trotz der erteilten Bindungser- 

mächtigung die Mittel für die Eingliederung 
der heimatvertriebenen Bauern nicht zur Ver- 
fügung gestellt wurden? 


VIII. 13. Abgeordneter 
Leukert 


Welcher Betrag ist von den 380 Millionen DM, 
die für die sogenannte Anpassungsbeihilfe 
insgesamt bereitgestellt wurden, dadurch ge- 
spart worden, daß sie von den in Frage VIII/11 
erwähnten Betriebsinhabern nicht beantragt 
wurde? 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
rung die Einfuhr von Zuckerschnitzeln gestat- 
tet, obwohl sicher ist, daß in der gegenwärti- 
gen Zuckerrübenkampagne genügend Zucker- 
schnitzel gewonnen werden? 
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VIIL 15. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
Leukert falls zu tun, um die Schäden, die durch die 

Nichtauszahlung der Darlehen und Beihilfen 
bei den heimatvertriebenen Bauern entstan- 
den sind, zu beheben? 

VIIL 16. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß ab 1. November 1965 
Reichmann nur für die deutsche Butter die Ausformdaten 

offen auszuweisen sind — - aber nicht für aus- 
ländische Butter? 

VIIL 17. Abgeordneter Auf welche Weise hat die Bundesregierung 

Reichmann die in Frage VIII/ 16 genannte gesetzliche Maß- 

nahme, welche dem Verbraucher die Gewähr 
gibt, mit bester frischer deutscher Butter ver- 
sorgt zu worden, der Öffentlichkeit zur Kennt- 
nis gebracht? 

VIIL 18. Abgeordneter Zeichnen sich bei den Verhandlungen der Bun- 
Wächter desregierung mit den Länderregierungen auf 

Grund der Änderung des Viehseuchengesetzes 
vom 20. Juli 1965 Ergebnisse ab, um im inner- 
deutschen Viehverkehr möglichst schnell eine 
einheitliche Regelung hinsichtlich der Attestie- 
rung des Freiseins von Maul- und Klauen- 
seuche bei der Einfuhr von Zucht- und Nutz- 
vieh von einem Bundesland in das andere zu 
erreichen? 

VIIL 19. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei den in Fra- 
Wächter ge VIII/18 genannten Verhandlungen darauf 

dringen, daß die anstehende Verordnung hin- 
sichtlich der Vorschriften der Maul- und Klau- 
enseuche gegenüber den gemäß der EWG- 
Richtlinien erlassenen Verordnung vom 3. Au- 
gust 1965 im innerdeutschen Viehverkehr Er- 
leichterungen schafft, besonders aber gegen- 
über den derzeitigen Vorschriften einzelner 
Bundesländer? 

VIIL 20. Abgeordneter Sind Fälle bekannt, in denen bei den zur Zeit 
Wächter in den meisten Bundesländern gültigen Bestim- 

mungen trivalent gegen Maul- und Klauen- 
seuche geimpfte Rinder die Maul- und Klauen- 
seuche im innerdeutschen Viehverkehr ver- 
schleppt haben? 

VIIL 21. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die modernen Mast- 
Büttner methoden bei Hühnern, Kälbern und Schwei- 

nen bekannt? 

VIIL 22. Abgeordneter Sind die in Frage VIII/21 genannten Methoden 

Büttner nicht Tierquälerei? 

VIIL 23. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Büttner rung zu ergreifen, um z. B. das Mästen von 

Kälbern und Schweinen in engen Kisten über 
ein schärferes Tierschutzgesetz zu verhindern? 
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VIIL 24. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


VIIL 25. Abgeordneter 

Logemann 


VIIL 26. Abgeordneter 

Logemann 


VIIL 27. Abgeordneter 

Prochazka 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Prüfung 
anzuregen, ob einige Methoden der fabrik- 
mäßigen Aufzucht von Tieren (z. B. bei Hüh- 
nern, Kälbern u. a.) unter den Begriff der 
Tierquälerei fallen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ab 
1. Oktober 1965 wirksam gewordene Ableh- 
nung einer Bezuschussung für durch Erhitzung 
längere Zeit haltbar gemachte Milch eine Be- 
nachteiligung für Schulkinder, besonders von 
Landschulen, dars teilt, die nicht im Versor- 
gungsbereich einer Molkerei mit Trinkmilch- 
lieferung liegen? 

Wie will die Bundesregierung sicherstellen, 
daß trotz der in Frage VIII/25 genannten Ent- 
scheidung des Bundesernährungsministeriums 
auch Schulkinder auf dem Lande die für Schu- 
len verbilligte Trinkmilch erhalten? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung zu ergreifen, um der beängstigenden 
Entwicklung der Preise bei verschiedenen 
Grundnahrungsmitteln, die weite Bevölke- 
rungsschichten beunruhigt, Einhalt zu gebie- 
ten? 


IX, Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


IX. 1. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


IX. 2. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


IX. 3. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
das 1966 drohende und auch in Kreisen der 
Bundesregierung bereits angekündigte Defi- 
zit in der Arbeiterrentenversicherung ohne 
Beitragserhöhungen bzw. ohne Verstärkung 
der Mittel aus dem Bundeshaushalt zu ver- 
meiden? 

Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zwischen der von ihr im Mai 1965 ge- 
äußerten Meinung, daß eine Senkung des Bei- 
tragssatzes in der Arbeiterrentenversicherung 
auf Grund der hohen Rücklagen und der ge- 
ringen Ausgaben der Bundesanstalt möglich 
sei, und dem Beschluß der Bundesregierung, 
den Beitragssatz von l,3^/o nun doch beizu- 
behalten, obwohl in der Finanzlage der Bun- 
desanstalt seit Mai 1965 keine Verschlechte- 
rung eingetreten ist? 

Ist dafür Sorge getragen, daß Beziehern von 
Ausgleichs- und Elternrenten nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz keine Nachteile dadurch 
entstehen, daß in Anwendung der § 9 Abs. 2 
und § 28 Abs. 1 des Gesetzes über die Alters- 
hilfe für Landwirte Antrag auf Befreiung von 
der Beitragspflicht gestellt wurde bzw. wird? 
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IX. 4. Abgeordneter 
Genscher 


IX. 5. Abgeordneter 
Prochazka 


IX. 6. Abgeordneter 
Prochazka 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Beschäftigungslage in der Bundesrepublik und 
angesichts der Vermögenslage der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung den Beitragssatz für die 
Arbeitslosenversicherung zu senken? 

Wie hoch belaufen sich die derzeitigen ver- 
sicherungsrechtlichen Ansprüche der Gastar- 
beiter in der Bundesrepublik Deutschland aus 
der Angestellten-, Invaliden-, Knappschafts- 
und Unfallrentenversicherung? 

Kann gemäß dem am 12. Mai 1965 gefaßten 
Beschluß der Bundesregierung im Laufe des 
nächsten Jahres mit der fristgerechten Vor- 
lage eines dritten Änderungsgesetzes zur 
Kriegsopferversorgung, das eine jeweilige 
zweijährige Anpassung der Rentenleistungen 
zum Gegenstand hat, gerechnet werden? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


X. 1 . Abgeordneter 
Geiger *) 


X. 2. Abgeordneter 

Geiger *) 


X. 3. Abgeordneter 

Geiger *) 


X 4. Abgeordneter 
Felder 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Oberbürgermeister der Stadt Leonberg der 
Wehrbereichsverwaltung V wegen der getrof- 
fenen Maßnahmen auf dem ehemaligen Flug- 
platzgelände Malmsheim vorgeworfen hat, 
„außerhalb der Legalität" gehandelt zu haben, 
weil die Verwaltung die im Bundesbaugesetz 
und in der Landesbauordnung verankerte 
Planungshoheit der Gemeinden „einfach igno- 
rierte"? 

Trifft es zu, daß die auf dem ehemaligen Flug- 
platzgelände Malmsheim erstellten Bauten 
von den Gemeinden, vom Landratsamt und 
vom Regierungspräsidium nicht genehmigt 
worden sind? 

Steht die Bundesregierung auch heute noch 
zu der mir vom Bundesverteidigungsminister 
in der 105. Sitzung des 4. Bundestages gege- 
benen Erklärung, „daß mit der jetzt geplan- 
ten militärischen Nutzung keinerlei Aufbau- 
ten oder sonstige wesentliche Veränderungen 
des Grund und Bodens verbunden sind, so 
daß eine anderweitige militärische oder auch 
zivile Verwendung des Geländes durchaus 
möglich bleibt"? 

Hat das Bundesverteidigungsministerium nach 
dem Vorgang in der Münchener Theatiner- 
kirche eine Ergänzung der Standort-Dienst- 
vorschriften der Bundeswehr dahin gehend 
veranlaßt, daß bei Gottesdiensten innerhalb 
des kirchlichen Raumes Soldaten nicht mehr 
bewaffnet auftreten dürfen? 


Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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X. 5. Abgeordneter Wie vielen Städten und Gemeinden wurden 

Fritsch Anträge auf Gewährung von Finanzierungs- 

(Deggendorf) hilfen zum Bau von Hallenbädern in Anwen- 

dung des Erlasses des Bundesverteidigungs- 
ministeriums vom 17. August 1965 über den 
sofortigen Wegfall derartiger Finanzierungs- 
hilfen unbewilligt zurückgegeben? 

Ist die Bundesregierung bereit, alle Flüge mit 
Maschinen vom Typ „Starfighter" einzustellen, 
bis eine abschließende und befriedigende tech- 
nische Untersuchung dieser Maschinen vor- 
liegt und der Verteidigungsausschuß über das 
vollständige Ergebnis dieser und aller zuvor 
durchgeführten Untersuchungen informiert ist? 

X. 7. Abgeordneter Beabsichtigt das Bundesverteidigungsministe- 
Schultz rium, von der Bewirtschaftung von Kantinen 

(Gau- in der bisherigen Form abzugehen und statt 

Bischofsheim) dessen eine zentrale Kantinenorganisation zu 
errichten? 


XL Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

XI. 1. Abgeordneter ' Ist der Bundesverkehrsminister bereit, mit der 
Felder deutschen Automobilindustrie in Verhandlun- 

gen einzutreten, die den obligatorischen Ein- 
bau von Abgasfiltern in Personen- und Last- 
kraftwagen zum Ziele haben? 

XI 2. Abgeordneter Wann ist endgültig mit dem Ausbau des Rest- 

Lemper Stückes B 55, Ortsdurchfahrt Bergheim (Erft), 

zu rechnen? 

XI. 3. Abgeordneter Wann wird die Haltestelle, die für das Früh- 
Lemper jahr 1966 vorgesehen ist, in Kaster (Bahn- 

strecke Düren — Neuß) eingerichtet? 

XI. 4. Abgeordneter Hat das Bundesverkehrsministerium bei sei- 
Dr. Kempfier nen Planungen, insbesondere im Rahmen des 

dritten Vierjahresplans, die Tatsache berück- 
sichtigt, daß in der Nähe von Burghausen die 
Großraffinerie „Marathon" im Bau ist, die 
ähnlich wie die Ingolstädter Raffinerien eine 
bedeutende Belastung des Straßenverkehrs, 
insbesondere der B 12 und der B 20 bringen 
wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn beabsichtigt, 
Anträge auf Erhöhung von Verkehrstarifen im 
Güter- und Personenverkehr zu steilen? 

XI. 6. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 
Wiefel ren, daß Tariferhöhungen im Güterverkehr 

der Bundesbahn zwar kurzfristig die Einnah- 
men verbessern, auf die Dauer gesehen aber 
sehr wohl zu Verkehrsverlagerungen auf den 
Straßenverkehr führen können? 


XI. 5. Abgeordneter 

Wiefel 


X. 6. Abgeordneter 
Ollesch 
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XL 7. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Wiefel zur sinnvollen Abwicklung des Berufsverkehrs 

Maßnahmen der Bundesregierung dem Ziel 
dienen müssen, die öffentlichen Massenver- 
kehrsmittel attraktiver zu machen, und nicht 
umgekehrt durch Fahrpreiserhöhungen der 
Drang zum Individualverkehr noch mehr ver- 
stärkt werden darf? 

XL 8. Abgeordneter In welchem Umfange wäre die Deutsche Bun- 
Schonhofen desbahn in ihrer Jahresrechnung entlastet 

worden, wenn sie in den letzten 10 Jahren 
50 V. H. ihrer Fahrwegaufwendungen nicht 
selbst hätte tragen müssen? 

XL 9. Abgeordneter Wie hoch ist zur Zeit der Betrag, den die fran- 
Schonhofen zösischen Staatsbahnen jährlich von der Regie- 

rung als Zuschuß zu ihren Wegekosten erhal- 
ten? 

XL 10. Abgeordneter Welche Beträge hat die Deutsche Bundesbahn 
Schonhofen im Rahmen ihrer Forderungen nach „Norma- 

lisierung der Konten'', die sich dem Verneh- 
men nach auf insgesamt 3 Milliarden DM 
belaufen soll, im einzelnen vom Bund ver- 
langt? 

XL 11. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Schätzungen aus 
Tönjes neuerer Zeit über die Höhe der jährlichen 

Kosten bekannt, die durch Straßenverkehrs- 
unfälle entstehen? 

XL 12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welche Ein- 
Tönjes nahmeverluste bei der Deutschen Bundesbahn 

infolge der Erhöhung der LKW-Kontingente 
und der Senkung der Beförderungsteuer für 
den Werkfernverkehr entstanden sind? 

XL 13. Abgeordneter In welchem Ausmaße werden die Ausgaben 
Haar (Stuttgart) des Bundes, der Länder und Gemeinden für 
das Straßenwesen aus den spezifischen Abga- 
ben des Kraftverkehrs gedeckt bzw. nicht ge- 
deckt? 

XL 14. Abgeordneter Wie hoch werden die Kosten für die Verbesse- 

Haar (Stuttgart) rung der Verkehrsverhältnisse in den Ge- 

meinden sein, die von der Enquete-Kom- 
mission untersucht worden sind? 

XL 15. Abgeordneter Wie hoch ist der gegenwärtig von der Deut- 
Faller sehen Bundesbahn zu tragende Kapitaldienst? 

XL 16. Abgeordneter Entpricht es den Tatsachen, daß aller Voraus- 
Faller sicht nach die zweite Hälfte der für 1965 ge- 

planten „Kapitalaufstockungsanleihe" von ins- 
gesamt 500 Millionen DM nicht mehr wird 
aufgelegt werden können? 
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XL 17. Abgeordneter 
Faller 


XL 18. Abgeordneter 
Seibert 


XI. 19. Abgeordneter 
Seibert 


XL 20. Abgeordneter 
Wendt 


XL 21. Abgeordneter 

Wendt 


XL 22. Abgeordneter 

Wendt 


XL 23. Abgeordneter 

Dr. Tamble 


XL 24. Abgeordneter 

Ramms 


XL 25. Abgeordneter 

Rawe 


XL 26. Abgeordneter 

Rawe 


Aus welchen Gründen ist in Zeiten, in denen 
der Bundeshaushalt dies noch eher erlaubte 
als heute, versäumt worden, der Deutschen 
Bundesbahn eine bessere Kapitalgrundlage zu 
geben? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die am 30, Oktober 1965 von einer Hamburger 
Tageszeitung verbreitete Behauptung nicht zu- 
treffend ist, derzufolge „Deutschlands Auto- 
fahrer" im Falle einer Erhöhung der Mineral- 
ölsteuer dafür büßen sollen, daß die Deutsche 
Bundesbahn — wie es in der entsprechenden 
Meldung wörtlich heißt — „hoffnungslos ver- 
schuldet" sei? 

Inwieweit sind Fehlbeträge in den Jahresab- 
schlüssen der Deutschen Bundesbahn durch 
nachteilige finanzielle Auswirkungen aus der 
Durchführung öffentlicher Verkehrsdienste 
bedingt, die mit Rücksicht auf die Interessen 
der Allgemeinheit zu nicht kostendeckenden 
Tarifen abgewickelt werden müssen? 

Wie hoch wird der im Laufe des Jahres 1965 
erwartete Verlust aus dem Berufs-, Schüler- 
und Sozialverkehr der Deutschen Bundesbahn 
sein? 

Wie soll der Verlust aus dem Berufsverkehr 
der Deutschen Bundesbahn finanziell abgegol- 
ten werden? 

Welches Ergebnis ist bis jetzt in den mit den 
Bundesländern geführten Verhandlungen er- 
zielt worden, um die Länder zur Übernahme 
der Kosten des Schülerverkehrs zu veranlas- 
sen? 

Welche Erfahrungen hat die Deutsche Bundes- 
bahn gemacht, seit die Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung neu gefaßt und ein großer Teil der 
Bahnsteigsperren aufgehoben wurde? 

Ist die Bundesregierung nicht auch der Mei- 
nung, daß die sogenannte „Parkscheibe" der 
Verkehrssituation in den Städten und Gemein- 
den gerechter wird als Parkuhren und mithin 
eine Erhöhung der Parkzeit-Gebühren bei 
Parkuhren nicht sinnvoll ist? 

Welche Summe hat der Bund in den letzten 
10 Jahren für Ausbau und Unterhaltung der 
Binnenwasserstraßen zur Verfügung gestellt? 

Hat die Bundesregierung bereits jetzt kon- 
krete Vorstellungen darüber, wie das Investi- 
tionsprogramm der Deutschen Bundesbahn 
— etwa in Anlehnung an die Vierjahrespläne 
für die Bundesfernstraßen und Bundeswasser- 
straßen — gesichert werden kann? 


16 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksadle V/38 


XL 27. Abgeordneter 

Rawe 


XI. 28. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


XL 29. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


XL 30. Abgeordneter 

Ramms 


XL 31. Abgeordneter 

Ramms 


XL 32. Abgeordneter 

Felder 


XL 33. Abgeordneter 

Flämig 


XL 34. Abgeordneter 

Flämig 


XL 35. Abgeordneter 

Matthöfer 


Wird die Bundesregierung den Vorschlag auf- 
greifen, die für die Finanzierung von Investi- 
tionen der Deutschen Bundesbahn notwendi- 
gen Mittel durch Veräußerung von Bundes- 
vermögen zu beschaffen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Emp- 
fehlung des Automobilclubs von Deutschland, 
Autobahngebühren von Ausländern beim 
Grenzübertritt pauschal zu erheben, deren 
Heimatstaaten Autobahnbenutzungsgebühren 
von deutschen Staatsangehörigen erheben? 

Entspricht es den Tatsachen, daß in letzter 
Zeit etwa 20Vo der leitenden Techniker und 
Wissenschaftler der Deutschen Forschungs- 
anstalt für Luftfahrt in Braunschweig wegen 
schlechter Bezahlung in die Industrie abge- 
wandert sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Verord- 
nung über das Fahren mit Spikes-Winterrei- 
fen gegebenenfalls über den 10. März 1966 
hinaus zu verlängern? 

Liegen der Bundesregierung Untersuchungs- 
ergebnisse vor über die Einwirkung von Win- 
terreifen mit Spikes auf die Straßenoberfäche? 

Ist dem Bundesverkehrsminister bekannt, daß 
die kniehohe Brüstung auf der Brücke bei der 
Raststätte Feucht keinen genügenden Schutz 
vor dem Sturz in den 15 m tiefen Autobahn- 
schacht gewährleistet? 

Entsprechen Pressemeldungen den Tatsachen, 
wonach in den USA in Kürze alle neuen 
Kraftfahrzeuge mit einer Vorrichtung verse- 
hen sein müssen, die schädliche Abgase der 
Motoren beseitigt? 

Ist damit zu rechnen, daß auch in der Bundes- 
republik den Herstellern von Kraftfahrzeugen 
der in Frage XI/33 erwähnten Bestimmung 
entsprechende bindende Auflagen gemacht 
werden? 

Wann wird über den Antrag der Stadt Frank- 
furt (Main) auf Anerkennung der in Bauvor- 
bereitung befindlichen Nordweststraße als 
Zubringerstraße einer Bundesstraße — der 
vom Hessischen Minister für Wirtschaft und 
Verkehr befürwortend weitergeleitet wurde — 
entschieden? 


XL 36. Abgeordneter Wird der Bundesverkehrsminister darauf hin- 
Dr. Müller-Emmert wirken, daß entsprechend der im Sommer 1965 
abgeschlossenen Vereinbarung zwischen dem 
Land Rheinland-Pfalz und der Deutschen Bun- 
desbahn die sogenannten Als-ob-Tarife im 
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potentiellen Wettbewerb gegen den geplan- 
ten Saar-Pfalz-Kanal beschleunigt für das Ge- 
biet der Pfalz eingeführt werden? 

XI. 37. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bis zur Instal- 
Dr. Müller- lierung eines entsprechenden Flugdienstes für 

Hermann die Lufthansa die Aufrechterhaltung der für 

die bremische Wirtschaft außerordentlich wich- 
tigen Spätflugverbindung der KLM von Am- 
sterdam nach Bremen zu gewährleisten, die 
im Zusammenhang mit einer vom Bundes- 
verkehrsministerium geforderten Reduzierung 
des Zwei-Punkte- Verkehrs der KLM innerhalb 
der Bundesrepublik am 1. Dezember d. J. ein- 
gestellt werden soll? 


XIL Geschäftsbereich des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen 

XIL 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Versandstelle für Samm- 
Dr. Rinderspacher lermarken der Deutschen Bundespost bei nur 
2 Millionen DM Unkosten einen Reingewinn 
bis zu 28 Millionen DM jährlich erzielt? 

XIL 2. Abgeordneter Hält die Bundesregierung das gestaffelte Auf- 
Dr. Rinderspacher geld, das die Abonnenten für Sammlermarken 
zu zahlen haben, für gerechtfertigt, da die 
Post für Sammlermarken in der Regel keine 
postalischen Leistungen zu erbringen hat? 

XIL 3. Abgeordneter Welche Beträge nimmt die Versandstelle für 

Dr. Rinderspacher Sammlermarken jährlich aus dem Aufgeld ein? 

XIL 4. Abgeordneter Wann ist mit der Ausstrahlung des 3. Fern- 

Cramer sehprogramms für Ostfriesland zu rechnen? 

XIL 5. Abgeordneter Bis wann werden im Zonengrenzgebiet in 

Herold Bayern bzw. im Grenzland längs der deutsch- 

tschechischen Staatsgrenze alle deutschen 
Fernsehprogramme empfangen werden kön- 
nen? 

XIL 6. Abgeordneter Ist dem Bundespostminister bekannt, daß in- 

Bühler folge der topographischen Verhältnisse im 

südwestlichen Schwarzwald der Rundfunk- 
und Fernsehempfang sehr schlecht oder völlig 
unmöglich ist und daß auch nach Fertigstel- 
lung des Hochrheinsenders bei Bergalingen 
und nach Aufnahme des Sendebetriebes die 
Bevölkerung im mittleren und hinteren Wie- 
sental nur dann an Rundfunk und Fernsehen 
in befriedigender Weise teilhaben kann, wenn 
über die Errichtung des Füllsenders „Hohe 
Möhr“ bei Schopfheim bald die nötige Eini- 
gung zwischen Schwarzwaldverein, Natur- 
schutz, Südwestfunk Baden-Baden und Bundes- 
post erzielt und der Füllsender im kommenden 
Frühjahr erbaut wird? 
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XIL 7. Abgeordneter Ist der Bundespostminister in der Lage und 

Bühler bereit, in allernächster Zeit in die in Fra- 

ge XII/6 genannten Verhandlungen federfüh- 
rend einzugreifen, nachdem die Sitzung des 
Südwestfunk-Verwaltungsrates in Baden-Ba- 
den am 15. Okober 1965 wiederum keinen 
Beschluß über dessen weitere Pläne zeitigte, 
indessen die Bevölkerung nicht nur ungedul- 
dig, sondern allmählich mit Mißtrauen auf 
diese Verschiebung reagiert? 


XIIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 

XIIL 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der § 33 
Dröscher des Bundesbaugesetzes bedeutungslos gewor- 

den ist, wenn die Baugenehmigungsbehörden 
künftig nach dem Beschluß des Bundesver- 
waltungsgerichts vom 2. März 1965 verfahren, 
wonach eine Anwendung des § 33 des Bundes- 
baugesetzes voraussetzt, daß der beschlos- 
sene Bebauungsplan bereits genehmigt ist? 

In welchem Umfange haben private Bauherren 
öffentliche Mittel des sozialen Wohnungs- 
baues vorzeitig abgelöst, um von der Zweck- 
und Mietpreisbindung freizukommen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß private 
Bauherren, die ihre Häuser oft größtenteils 
mit öffentlichen Mitteln erstellt hatten, nach 
der Ablösung Mieten verlangen, die vielfach 
um weit über 100 Prozent über den bisherigen 
Mietpreisen lagen? 


XIV. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

XIV. 1. Abgeordneter Reichen die Ausbildungsmöglichkeiten auf 
Dr. Schmidt dem Gebiete der Homöopathie für Mediziner 

(Wuppertal) quantitativ und qualitativ aus? 

XIV. 2. Abgeordneter Wie ist der Stand der Planungen für den Bau 
Müller eines Bodensee-Regulierwehrs? 

(Ravensburg) *) 

XIV. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zunächst mit 
Müller dem Land Baden-Württemberg und später mit 

(Ravensburg) *) der Regierung der Schweizerischen Eidgenos- 

senschaft in Verhandlungen über den Bau ei- 
nes Bodensee-Regulierwehrs einzutreten? 

*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 


XIIL 3. Abgeordneter 
Hörmann 
(Freiburg) 


XIIL 2. Abgeordneter 
Hörmann 
(Freiburg) 
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XIV. 4. Abgeordneter 
Müller 

(Ravensburg) •) 


XIV. 5. Abgeordneter 
Dr. Jungmann 


XIV, 6. Abgeordneter 
Dr. Jungmann 


XIV. 7. Abgeordneter 
Dr. Jungmann 


XIV. 8. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vockenhausen 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Großen Rates des schweizerischen Kantons 
Thurgau, daß die Auswirkungen des Sommer- 
hochwassers 1965 und der Niedrigwasserstän- 
de 1964 durch ein Regulierwehr entscheidend 
hätten beeinflußt werden können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die vom 
Bundesverfassungsgericht anerkannte Steilung 
der Apotheke durch die Niederlassungsfrei- 
heit für Apotheker gefährdet wird? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit 
— wenn Frage XIV/5 bejaht wird — , daraus 
gesetzgeberische Folgen zu ziehen? 

Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 
rung, die rechtliche Gleichstellung des deut- 
schen Apothekers mit den Apothekern in den 
anderen EWG-Staaten zu gewährleisten? 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sor- 
gen, daß Lebenmittel, bei deren Herstellung 
bzw. Gewinnung besondere Methoden ange- 
wandt werden — wie z. B. Verwendung von 
Hormonen oder Pharmazeutika oder Eier aus 
Batteriehaltung oder helle Farbe bei Kalb- 
fleisch durch künstlich erzeugte Blutarmut — 
besonders gekennzeichnet werden? 


Bonn, den 19. November 1965 


*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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